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Schriftlidier Bericht 

des Ausschusses für Kriegsopfer- und Heimkehrerfragen 

(22. Ausschuß) 

über den von der Fraktion der SPD eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes über die Anpassung der Renten der Kriegsopferver- 
sorgung 

— Drucksache IV/54 — 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. Rutschke 


Der von der Fraktion der SPD eingebrachte Ent- 
wurf eines Gesetzes über die Anpassung der Renten 
der Kriegsopferversorgung — Drucksache IV/54 — 
ist in der 10. Sitzung des Deutschen Bundestages vom 
18. Januar 1962 an den Ausschuß für Kriegsopfer- 
und Heimkehrerfragen und an den Haushaltsaus- 
schuß gemäß § 96 GO überwiesen worden. Dieser 
Gesetzentwurf sah eine zehnprozentige Erhöhung 
der Grundrenten und der Elternrenten ab 1. Januar 
1962 vor. Der Ausschuß für Kriegsopfer- und Heim- 
kehrerfragen hat sich in insgesamt acht Sitzungen 
mit dem Gesetzentwurf befaßt. 

Nachdem der Bundestag in seiner 48. Sitzung am 
14. November 1962 eine Uberbrückungszulage für 
die Beamten und Versorgungsempfänger des Bun- 
des einstimmig beschlossen hatte, waren die Mit- 
glieder des Ausschusses übereinstimmend der Auf- 
fassung, daß gleichfalls dem vom Bundesversor- 
gungsgesetz erfaßten Personenkreis eine Über- 
brückungszulage gewährt werden müsse. Die Aus- 
schußmitglieder der SPD-Fraktion legten in der 
10. Sitzung des Ausschusses am 15. November 1962 
einen Abänderungsantrag zur Drucksache IV/54 vor, 


der die Gewährung einer Uberbrückungszulage an 
Kriegsopfer in Höhe von zwölf Zehntel des Monats- 
betrags der Grundrente bzw. der Elternrente für das 
Jahr 1962 vorsah. 

Demgegenüber stellten die Ausschußmitglieder 
der Fraktionen der CDU/CSU, FDP den Antrag, den 
Kriegsopfern eine Überbrückungszulage zu gewäh- 
ren, die prozentual der Höhe der Überbrückungszu- 
lage für die Bundesbeamten entspricht. Diese Über- 
brückungszulage sollte nicht nur die Grundrenten 
und Elternrenten umfassen, sondern auf die gesam- 
ten laufenden Versorgungsbezüge ausgedehnt wer- 
den. Die Vertreter der Koalitionsfraktionen befürch- 
teten, daß bei einer Regelung, wie sie der SPD-An- 
trag vorsah, Schwierigkeiten hinsichtlich der haus- 
haltsmäßigen Deckung auftreten könnten, durch die 
eine Realisierung der Überbrückungszulage in Frage 
gestellt würde. 

Nach Ablehnung des Änderungsantrags der SPD- 
Fraktion mit Mehrheit beschloß der Ausschuß ein- 
stimmig, den Antrag der Koalitionsfraktionen in der 
in der Anlage wiedergegebenen Fasssung dem Bun- 
destag zur Annahme zu empfehlen. 


Bonn, den 28. November 1962 


Dr. Rutschke 

Berichterstatter 


Drude: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfack 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache IV/54 — in der 
anliegenden Fassung anzunehmen. 


Bonn, den 28. November 1962 


Der Ausschuß für Kriegsopfer- 
und Heimkehrerfragen 

Bazille Dr. Rutschke 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Beschlüsse des 22. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 

über die Gewährung einer einmaligen Überbrückungszulage 
an Kriegsopfer für das Jahr 1962 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen; 

§ 1 

(1) Empfänger laufender Versorgungsbezüge nach 
dem Bundesversorgungsgesetz, dem Dritten Teil des 
Soldatenversorgungsgesetzes und den übrigen Ge- 
setzen, die die Vorschriften des Bundesversorgungs- 
gesetzes für entsprechend anwendbar erklären, er- 
halten eine einmalige Uberbrückungszulage in Höhe 
von 30 vom Hundert der ihnen für den Monat De- 
zember 1962 zustehenden laufenden Versorgungs- 
bezüge. Soweit vorläufige Bezüge gezahlt werden, 
ist die Überbrückungszulage nach diesen festzuset- 
zen und bei der endgültigen Feststellung ein Aus- 
gleich vorzunehmen. 

(2) Laufende Versorgungsbezüge im Sinne dieses 
Gesetzes sind; 

die Grundrenten, auch soweit sie kapitalisiert 
sind, 

die Ausgleichsrenten, 
die Elternrenten, 

die Witwen-, Waisen- und Elternbeihilfen, 

die Zuschläge nach §§ 33a, 33b und 41 Abs. 5 
des Bundesversorgungsgesetzes, 

» 

die Leistungen nach § 13 Abs. 3 und 4, § 30 
Abs. 3, § 31 Abs. 5, §§ 35 und 41a des Bun- 
desversorgungsgesetzes, 


die Ausgleiche nach § 4 und die Zuwendun- 
gen nach § 6 des Gesetzes zur Einführung des 
Bundesversorgungsgesetzes im Saarland vom 
16. August 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 1292), 

sowie die Ausgleiche nach § 85 des Soldaten- 
versorgungsgesetzes. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten entsprechend, 
wenn Versorgung als Kannleistung oder im Wege 
des Härteausgleichs gewährt wird. 

(4) Die Überbrückungszulage ist auf volle 
Deutsche Mark nach oben abzurunden; sie beträgt 
mindestens zehn Deutsche Mark. 

§ 2 

Soweit bei Leistungen nach anderen Vorschriften 
die Gewährung oder die Höhe der Leistung von an- 
deren Einkünften abhängig ist, bleibt die Uber- 
brückungszulage nach diesem Gesetz bei der Er- 
mittlung der Einkünfte unberücksichtigt. 

§ 3 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 4 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung 
in Kraft. 
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